
1er Spassow und Angelow.9 Nach Lepjoschkin 
bringt der Begriff Staatsbürger „die tatsäch­
lichen Beziehungen zwischen Persönlichkeit 
und Staat in ihrer historischen Entwicklung 
und realen Verkörperung zum Ausdruck. 
Die Zugehörigkeit eines Menschen zu einem 
bestimmten Staat ist immer eine rechtliche 
Zugehörigkeit, sein Rechtsstatus, gemäß dem 
er eine bestimmte Gesamtheit von Rechten 
und Pflichten besitzt, die durch das Gesetz 
des betreffenden Staates festgelegt sind."10 11 
Der bulgarische Jurist Valkanow11 sieht in 
einem Wechselverhältnis von Staat und 
Bürger das wesentliche der Staatsbürger­
schaft.

Die Mehrzahl der Autoren stellt die stabile, 
umfassende und dauerhafte politisch-recht­
liche Beziehung zwischen Staat und Bürger 
in den Mittelpunkt.

Vertreter dieser Auffassung sind die ungari­
sche Staatsrechtlerin V. Bajaki12 und D. L. 
Slatopolski.13 14 Auch im Lehrbuch des Völker­
rechts wird ein analoger Standpunkt einge­
nommen, indem auf die Rechtsbeziehung 
einer Person zu einem bestimmten Staat ab­
gestellt wird, „aus der bestimmte Rechte und 
Pflichten gegenüber diesem Staat erwachsen 
und die diesen Staat berechtigen, für diese 
Person anderen Staaten gegenüber Schutz­
rechte geltend zu machen"i*.

In der juristischen Literatur werden im 
allgemeinen zwei Begriffe verwandt, um die 
staatsrechtliche Stellung des Bürgers zu 
kennzeichnen: Staatsangehörigkeit und
Staatsbürgerschaft Diese Begriffe werden 
zumeist nicht als Synonyme gebraucht, son­
dern mit unterschiedlichem Inhalt verbun­
den. Der Dualismus von Staatsangehörigkeit 
und Staatsbürgerschaft ist unter bürger­
lichen Bedingungen entstanden und spiegelt 
die gesellschaftliche Situation der in antago­
nistische Klassengegensätze gespaltenen Aus­
beuterordnung wider. Unter Staatsangehö­
rigkeit versteht die bürgerliche Doktrin die 
bloße juristische Zugehörigkeit einer Person 
zu einem bestimmten Staat.

Dieser Begriff dient dazu, den Umfang der 
Personalhoheit eines Staates zu kennzeich­
nen. Er gibt darüber Auskunft, auf wen sich 
die Herrschaftssphäre eines Staates er­
streckt — unabhängig davon, wo der Bürger 
sich aufhält. Zutreffend wird der Begriff der 
Staatsangehörigkeit vielfach so erklärt, daß 
er jenen Personenkreis bestimmt, der dem

betreffenden Staat juristisch unterworfen 
ist. Für viele Autoren sind deshalb in diesem 
Begriff auch keine Grundrechte und Grund­
pflichten eingeschlossen, die die Stellung des 
Bürgers in der Gesellschaft näher charakte­
risieren; allenfalls wird die Staatsangehörig­
keit als Voraussetzung für staatsbürger­
liche Rechte und Pflichten angesehen.

Der Begriff der Staatsangehörigkeit bringt 
folglich die Grundtatsache der kapitalisti­
schen Gesellschaft zum Ausdruck, daß die 
Mehrheit der Bürger, die Werktätigen, von 
der Ausübung der politischen Macht aus­
geschlossen und der ihnen fremd gegen­
überstehenden Staatsmacht unterworfen 
sind. Der Kampf der Arbeiterklasse und aller 
Werktätigen um demokratische Rechte und 
Freiheiten innerhalb der kapitalistischen 
Ordnung hebt dieses grundlegende Verhält­
nis nicht auf, sondern modifiziert es ent­
sprechend der Stärke der demokratischen 
Bewegung.

Um den Personenkreis zu erfassen, der 
im Sinne der bürgerlichen Ordnung vollbe­
rechtigter Träger staatsbürgerlicher Rechte, 
Freiheiten und Pflichten ist, wurde der 
Staatsangehörigkeit die Bürgerschaft begriff­
lich zur Seite gestellt.

Mit der Verfassung der französischen Repu­
blik vom 3. September 1791 wurde der bis 
dahin einheitliche Begriff des Citoyen 
français durch den des Citoyen actif ergänzt 
und damit in seinem wesentlichen Inhalt 
verändert. Die Eigenschaft eines Aktivbür­
gers setzte die eines Citoyen français voraus. 
In der Begründung wurde hervorgehoben, 
daß jede Gesellschaft die Merkmale festset­
zen müsse, nach welchen sie ihre Mitglieder 
erkennen kann, und daß die Staatsangehö-
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